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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Mai  

Fälligkeit  
Ende der 

Schonfrist 

Mo. 11.07. Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 14.07. 

Mo. 11.07.  Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 14.07. 

Mi. 27.07. Sozialversicherung  

 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin 
eingereicht werden. 
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1) Zum Vorsteuerabzug für eine im Zusammenhang mit der Installation einer Photo-
voltaikanlage erfolgten Dachreparatur 

Wer durch eine Solar-Anlage auf dem Dach Einnahmen erwirtschaftet, muss Umsatzsteuer ans Finanz-
amt abführen. Der Eigentümer der Anlage kann entsprechend aus den Kosten für die Anschaffung, den 
Betrieb und die Wartung aber auch Vorsteuern geltend machen und mit der Umsatzsteuer verrechnen. 
Der Vorsteuerabzug gilt jedoch nicht für alle Aufwendungen, die mit der Anlage in Verbindung stehen. 

Das Finanzgericht Nürnberg entschied, dass eine Dachreparatur nicht im Zusammenhang mit dem 
Betrieb einer Photovoltaikanlage steht und daher keine Vorsteuerverrechnung stattfinden kann.  

Ein Unternehmer hatte auf seinem privaten Wohnhaus eine Photovoltaikanlage installieren lassen. 
Dabei wurde das Dach beschädigt. Der Unternehmer ließ die Schäden von einem Dachdecker und 
Zimmerer reparieren. Er berücksichtigte die in den Rechnungen der Handwerker ausgewiesene 
Umsatzsteuer als Vorsteuerabzug in seinen Umsatzsteuervoranmeldungen für die Photovoltaikanlage. 
Das Finanzamt ging davon aus, dass der Kläger die Vorsteuer aus den Rechnungen des Dachdeckers 
und des Zimmerers nicht abziehen darf, weil er ihre Leistungen zu weniger als 10 % für sein 
Unternehmen nutzt. 

Das Gericht gab dem Finanzamt Recht. Da der Unternehmer das Gebäude zu mehr als 90 % privat 
nutze, konnten nur 10 % der unternehmerischen Nutzung zugerechnet werden. Die Vorsteuer aus den 
Rechnungen könne dann nicht in vollem Umfang von dem Unternehmer abgesetzt werden. 

 

2) Bundesrat stimmt weiteren Corona-Steuerhilfen zu 
Der Bundesrat hat am 10.06.2022 zahlreichen steuerrechtlichen Maßnahmen zur Bewältigung der 
Corona-Krise zugestimmt, die der Bundestag am 19.05. unter Berücksichtigung von Beschluss-
empfehlungen des Finanzausschusses, beschlossen hat. Das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz wird nun 
über die Bundesregierung dem Bundespräsidenten zur Unterschrift zugeleitet und anschließend im 
Bundesgesetzblatt verkündet. In Kraft treten können dann die Verlängerung der Steuerbefreiung für 
Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld bis Ende Juni 2022, die Verlängerung der Homeoffice-Pauschale bis 
zum 31.12.2022, die Verlängerung der degressiven AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter um ein Jahr, 
der erweiterte Verlustrücktrag aus 2022 und 2023 mit dauerhaft zweijährigem Rücktragszeitraum, die 
Verlängerung der Reinvestitionsfristen nach § 6b EStG um ein Jahr sowie die Verlängerung der Investi-
tionsfristen für steuerliche Investitionsabzugsbeträge nach § 7g EStG um ein Jahr. 

Corona-Bonus bis zu 4.500 Euro 

Ein besonderes Moment stellt die Zustimmung der Beschlussempfehlungen des Finanzausschusses für 
coronabedingte steuerfreie Sonderleistungen der Arbeitgeber bis zu 4.500 Euro dar. Es kommt 
nunmehr nicht mehr darauf an, dass die Zahlung des Bonus aufgrund bundes- oder landesrechtlicher 
Regelungen erfolgt: Auch freiwillige Leistungen des Arbeitgebers sind nun bis zur Höchstgrenze 
steuerfrei.  

Das Gesetz weitet den begünstigten Personenkreis aus: Künftig gilt die Steuerfreiheit auch für 
Zahlungen an Beschäftigte in Einrichtungen für ambulantes Operieren, bestimmte Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen, Dialyseeinrichtungen, Arzt- und Zahnarztpraxen sowie Rettungsdienste. 

Längere Frist für Steuererklärung 

Das Gesetz sieht – wie schon in den Vorjahren - verlängerte Abgabefristen vor, um sowohl 
Steuerberater als auch Bürger zu entlasten. 
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Abzinsungsgebot für Verbindlichkeiten 

Das Abzinsungsgebot für Verbindlichkeiten (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG) entfällt für nach dem 31.12.2022 
endende Wirtschaftsjahre. Auf Antrag ist die Gesetzesänderung rückwirkend anwendbar. Die Abzinsung 
für Rückstellungen mit 5,5 % bleibt dagegen unverändert. 

 

3) Aufwendungen für ein Arbeitszimmer 
Aufwendungen für ein Arbeitszimmer können nur als Werbungskosten (oder Betriebsausgaben) abzugs- 
fähig sein, soweit der Steuerpflichtige sie selbst trägt (sog. Drittaufwand ist nicht abzugsfähig). Der 
Finanzsenat Bremen hat in einem Erlass vom 22.02.2022 die Verwaltungsauffassung zu verschiedenen 
Konstellationen bei Ehepartnern oder Partnern nichtehelicher Lebensgemeinschaften aufgezeigt: 

Im Wesentlichen wird festgestellt, dass bei Immobilien im Miteigentum (Ehegatten, nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften) zu unterscheiden ist zwischen a) grundstücksbezogenen Aufwendungen (z. B. 
AfA, Schuldzinsen, etc.) und b) nutzungsbezogenen Aufwendungen (z. B Reinigungskosten, etc.). 

Aufwendungen zu a) sind nur anteilig gemäß der Miteigentumsquote abzugsfähig. 

Aufwendungen zu b) sind voll abzugsfähig, soweit vom Steuerpflichtigen getragen. Das gilt auch, wenn 
die Bezahlung der nutzungsorientierten Aufwendungen von einem Gemeinschaftskonto der Ehegatten  
oder der Partner erfolgt. 

 

4)  Zur Stundung der Erbschaftsteuer 
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung, ob der Steuerpflichtige die auf den Erwerb einer Wohnung 
entfallende Erbschaftsteuer nur durch deren Veräußerung aufbringen kann, ist nicht der - durch die 
begehrte Stundung hinausgeschobene - Zeitpunkt der Fälligkeit der Erbschaftsteuer, sondern der 
Zeitpunkt der Steuerentstehung. So entschied das Finanzgericht München. 

Ein Anspruch auf Stundung der Erbschaftsteuer bestehe nicht, wenn zum Nachlass Geldmittel gehör-
ten, die zur Tilgung der auf den Erwerb der Wohnung entfallenden Erbschaftsteuer ausgereicht hätten, 
jedoch anderweitig verwendet worden seien. Ein die Stundung ablehnender Verwaltungsakt erledige 
sich nicht durch die (teilweise) Tilgung der Steuerschuld, deren Stundung begehrt werde. Durch die 
teilweise Begleichung der Erbschaftsteuer habe sich das Klagebegehren daher hier nicht erledigt. 

 

5) Zur gewerbesteuerlichen Hinzurechnung von Aufwendungen für Sponsoring 
Aufwendungen für die Überlassung von Werbeflächen (im Streitfall u. a. Bande und Trikots) sowie für 
die Überlassung eines Vereinslogos für Werbezwecke unterliegen der gewerbesteuerlichen Hinzu-
rechnung. So entschied das Niedersächsische Finanzgericht. 

Der vorliegend zu beurteilende Sponsoringvertrag lasse sich den Leistungspflichten nach trennen und 
enthalte wesentliche Elemente eines Mietvertrages, soweit die GmbH der Klägerin Flächen (Bande, 
Pressekonferenzrückwand, Hallenboden) und Trikots sowie andere Bekleidungsstücke zumindest 
zeitweise überlasse, damit die Klägerin dort ihr Firmenlogo zu Werbezwecken präsentieren könne. 
Hinsichtlich dieser Leistungen stehe keine Werbeleistung im Vordergrund, die die GmbH gegenüber der 
Klägerin erbringen würde. Die GmbH selbst erbringe, auch mit den unstreitigen Leistungen, keine 
Werbeleistungen gegenüber der Klägerin. Die Einordnung der Sponsoringvereinbarung als einheitlicher 
Werbevertrag komme dementsprechend nicht in Betracht.  
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Auch die Entgelte für die Überlassung des Vereinslogos für Werbezwecke der Klägerin unterliegen der 
Hinzurechnung. Entgegen der Auffassung der Klägerin stehe auch in diesem Zusammenhang keine 
Werbeleistung der GmbH im Vordergrund. Zwar nutze die Klägerin das Vereinslogo im Rahmen ihrer 
Werbemaßnahmen, Gegenstand des Leistungsaustauschs mit der GmbH sei jedoch allein die 
Einräumung des Nutzungsrechts. 

 

6) Zur Haftung für pauschalierte Lohnsteuer 
Die Nichtabführung einzubehaltender und anzumeldender Lohnsteuer zu den gesetzlichen 
Fälligkeitszeitpunkten begründet regelmäßig eine zumindest grob fahrlässige Verletzung der Pflichten 
des Geschäftsführers einer GmbH. Das gilt auch im Fall der nachträglichen Pauschalierung der 
Lohnsteuer. So entschied der Bundesfinanzhof. 

Bei der pauschalierten Lohnsteuer handele es sich nicht um eine Unternehmenssteuer eigener Art, 
sondern um die durch die Tatbestandsverwirklichung des Arbeitnehmers entstandene und vom 
Arbeitgeber lediglich übernommene Lohnsteuer. 

Der in Haftung genommene Geschäftsführer müsse substanziiert darlegen und ggf. nachweisen, welche 
Schritte er zur Zahlung der Steuer am Fälligkeitstag eingeleitet hatte und dass und aus welchen 
Gründen sich deren Weiterverfolgung wegen der Haltung des vorläufigen Insolvenzverwalters als 
sinnlos darstellte. In der Krise der Gesellschaft träfen den Geschäftsführer erhöhte Pflichten. Deshalb 
könne sich ein Geschäftsführer nicht allein mit der Behauptung entlasten, er habe angenommen, der 
vorläufige Insolvenzverwalter werde seine Zustimmung zur Abgabentilgung verweigern. Im Regelfall sei 
vom Geschäftsführer zumindest eine entsprechend dokumentierte Anfrage an den vorläufigen 
Insolvenzverwalter zu erwarten. Nur in seltenen Ausnahmefällen könne darauf verzichtet werden, wenn 
nämlich konkrete und eindeutige objektive Anhaltspunkte für die Sinnlosigkeit einer solchen Anfrage 
bestehen. Ein hypothetischer Kausalverlauf könne keine Berücksichtigung finden. 

 


